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>> Seit Ende 2019 sind unter Leitung des Mi-
nisteriums für Arbeit, Gesundheit und Sozia-
les in rund 50 Arbeitsgruppensitzungen des 
Landesausschusses für Krankenhausplanung 
die Grundzüge für einen neuen Kranken-
hausplan erarbeitet worden. In der letzten  
Ausschuss-Sitzung sind die Ergebnisse dieser 
Treffen dem Gesamtgremium vorgestellt wor-
den. Ausgangspunkt der Erarbeitung waren 
die Ergebnisse des von Gesundheitsminister 
Laumann 2019 vorgestellten Gutachtens (1) 
sowie der Sachstandbericht (2) zur Analyse 
der Krankenhauslandschaft in Nordrhein-
Westfalen, im Auftrag von NRW-Gesundheits-
minister Laumann von der „PD – Berater der 
öffentlichen Hand GmbH“ in Kooperation mit 
der „Lohfert & Lohfert AG“ und dem Fachge-
biet Management im Gesundheitswesen der 
Technischen Universität Berlin“ erstellt.

Die zentralen Ergebnisse des Gutachtens:
• �in den Ballungszentren Tendenz zu einer 

medizinischen Überversorgung
• �in den ländlichen Regionen des Landes teil-

weise Unterversorgung
• �Bettenzahl als zentrale Planungsgrundlage 

verhindert gezielte Steuerung von Kapazi-
täten

• �stationäre Versorgung orientiert sich zu we-
nig an der Behandlungsqualität.

„Wir gehen in Nordrhein-Westfalen mutig 
voran“, zeigte sich NRW-Gesundheitsminister 
Karl-Josef Laumann sichtlich stolz, künftig 
als erstes Bundesland die Krankenhausstruk-
tur „differenziert über Leistungsbereiche und 
Leistungsgruppen“ zu planen. Mit dem neuen 
Krankenhausplan soll eine differenzierte Pla- 
nungssystematik eingeführt werden, die ef-
fektive Steuerung, Transparenz und Qualität 
verbindet. Es werden künftig sogenannte 
Leistungsbereiche und Leistungsgruppen aus- 
gewiesen, die die medizinischen Fachgebie-
te und Unterdisziplinen abbilden. Das neue 
Planungssystem führt aber auch einheitliche 
und überprüfbare Qualitätsvorgaben je Ver-
sorgungsangebot für alle Krankenhäuser ein. 
Und vor allem: Die Krankenhausplanung wird 
nicht mehr wie bislang vorrangig die „starre 

NRW setzt auf Kooperation statt Konkurrenz
Gesundheitsminister Karl-Josef Laumann hat gemeinsam mit der Krankenhausgesellschaft Nordrhein-Westfalen, den nord-
rhein-westfälischen Ärztekammern sowie Vertretern der gesetzlichen Krankenkassen die wesentlichen Inhalte des Entwurfs 
des neuen Krankenhausplans für Nordrhein-Westfalen vorgestellt. Ziel der neuen Krankenhausplanung ist es, durch besonders 
leistungsfähige Strukturen eine innovative, qualitätsorientierte, bedarfsgerechte und flächendeckende stationäre Versorgung 
für alle Bürger in Nordrhein-Westfalen sicherzustellen – von den Metropolregionen bis zum ländlichen Raum.

Grundzüge der neuen Krankenhausplanung in Nordrhein-Westfalen

Plangröße Bett” zu Grunde legen, sondern von 
den tatsächlichen Fallzahlen in den verschie-
denen Leistungsbereichen ausgehen. Da- 
mit soll sich die Krankenhausplanung stärker 
als bisher am tatsächlichen Versorgungsge-
schehen orientieren.

In den neuen Krankenhausplan fließen 
zudem auch die Erfahrungen der Corona-Pan-
demie ein: Die flächendeckende Grundversor-
gung wird gestärkt. In Nordrhein-Westfalen 
soll für über 90 Prozent der Bevölkerung ein 
Krankenhaus innerhalb von 20 Autominuten 
erreichbar sein. Der Plan schreibt auch die 
flächendeckende Vorhaltung der Intensivme-
dizin fest. Künftig werden außerdem auch 
Abteilungen für Lungenheilkunde, die in der 
Pandemie eine besondere Rolle gespielt ha-
ben, wieder im Krankenhausplan ausgewiesen.
Die finale Beratung des neuen Krankenhaus-
plans erfolgt im Landesaus-
schuss für Krankenhauspla-
nung. Im Anschluss daran wird 
der Entwurf des neuen Plans 
im Herbst im Landtag dem 
Ausschuss für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales vorgelegt. 
Anschließend kann der neue 
Krankenhausplan in Kraft tre-
ten, woraufhin die Landesre-
gierung das Ziel verfolgt, dann 
Anfang nächsten Jahres auch 
die nötigen regionalen Pla-
nungsverfahren anstoßen zu 
können. 

„Ich will mit der neuen Kran- 
kenhausplanung die bestmög-
liche Qualität in der stationären Versorgung 
erreichen”, gab Laumann die Richtung vor, bei 
deren neuen Strukturen die Patienten im Mit-
telpunkt stünden. Krankenhäuser müssten, so 
Laumann weiter, zum einen selbstverständlich 
für alle gut erreichbar sein. Zum anderen brau-
che es aber auch Spezialisierungen. „Die Bür-
ger erwarten zu Recht, dass ein Krankenhaus 
über ausreichend Erfahrung verfügt und eine 
hohe Versorgungsqualität gewährleistet, wenn 
es eine bestimmte Leistung anbietet. Genau 
das wollen wir für die Zukunft sicherstellen 

und dafür soll die neue Krankenhausplanung 
sorgen.“ Dabei gehe es jedoch um eine „sorg-
same Neugestaltung mit Maß und Mitte”.

„Der jetzt vorliegende Entwurf des Kran-
kenhausplans beweist aus unserer Sicht, dass 
die Fragen einer zukünftigen Versorgungs-
struktur am tragfähigsten in den Bundes-
ländern und in den Regionen beantwortet 
werden können“, betont Jochen Brink, Präsi-
dent der Krankenhausgesellschaft Nordrhein-
Westfalen (KGNW). Jetzt gehe es darum, die 
neue Planungssystematik mit Augenmaß und 
realistischem Blick für die regionalen Struk-
turen umzusetzen. „Die heute verlässliche, 
wohnortnahe und qualitativ hochwertige Ge-
sundheitsversorgung abzusichern, muss das 
Ziel bleiben“, sagt Brink. Damit mögliche 
Auswirkungen vor Ort auf Akzeptanz treffen, 
müssten alle Entscheidungsprozesse transpa-

rent gemacht werden. 
„Gut aufgestellte Kranken-

häuser sind ein zentraler und 
unverzichtbarer Baustein der 
Daseinsfürsorge und damit für 
unser Gemeinwesen“, so Dr. 
Hans-Albert Gehle, Präsident 
der Ärztekammer Westfalen-
Lippe. Er begrüßt, dass die 
künftige Krankenhausplanung 
detaillierter sein soll als bis-
her. „Die Medizin hat sich 
weiterentwickelt und speziali-
siert. Die Ärztekammern haben 
dieser Entwicklung mit neuen 
Qualifikationen in der Weiter-
bildung Rechnung getragen. 

Auch der künftige Krankenhausplan geht mit 
breit aufgestellten Leistungsbereichen einer-
seits und spezialisierten Leistungsgruppen 
andererseits genau in diese Richtung und 
gibt einen sinnvollen Rahmen vor, innerhalb 
dessen dann die regionalen Planungskonzep-
te erarbeitet werden.“ 

Besonders wichtig ist Gehle dabei, dass 
eine regionale Krankenhausplanung die Zu-
sammenarbeit der Krankenhäuser fördert: 
„Kooperation statt Konkurrenz. Sinnvolle Spe- 
zialisierung in gemeinsamer Absprache statt 

Ein mutiger Schritt von Karl-
Josef Laumann, Minister für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales 
des Landes Nordrhein-Westfa-
len.
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alle machen alles! Genau dieses sei im Sin-
ne der Patienten. Der neue Krankenhausplan 
bietet laut Gehle eine Grundlage dafür, wohn-
ortnahe Grundversorgung auf der einen Seite 
und sinnvolle Spezialisierung auf der anderen 
Seite gerade auf regionaler Ebene wieder in 
Einklang zu bringen. Diese Krankenhauspla-
nung dürfte jedoch „nicht durch falsche Fi-
nanzierungsanreize der Bundesebene und 
sachfremde Vorgaben des G-BA konterkariert“ 
werden. Gehle: „Denn bedarfsnotwendige 
Krankenhäuser müssen auch eine ausreichen-
de wirtschaftliche Grundlage haben.“

Rudolf Henke, Präsident der Ärztekammer 
Nordrhein, begrüßt die grundsätzliche Aus-
richtung der neuen Krankenhausplanung in  
Nordrhein-Westfalen. „Aus unserer Sicht hängt  
die medizinische Qualität der Krankenhaus-
versorgung ganz entscheidend von einer 
angemessenen Ausstattung der Abteilungen 
mit den richtig qualifizierten ärztlichen Kol-
legen ab. Die wird es künftig nur geben kön-
nen, wenn eine gute ärztliche Weiterbildung 
auch bei zunehmender Spezialisierung mög-
lich bleibt.“ Daher begrüße die Ärztekammer 
die im Entwurf vorgesehene Ausrichtung der 
Krankenhausplanung an der ärztlichen Wei-
terbildungsordnung und plädiert dafür, „Wei-
terbildungsverbünde zwischen Standorten der 
Spezialversorgung und solchen der Regelver-
sorgung verbindlich vorzugeben.“

„Mit der neuen Krankenhausplanung in 
Nordrhein-Westfalen wird die dringend er-
forderliche Kehrtwende eingeleitet und gute 
Voraussetzungen für eine zukunftsfähige, 
qualitäts- und patientenorientierte Kranken-
hausstruktur im Land geschaffen, die die Be-
handlungsqualität stärkt und den Ressourcen-
einsatz optimiert“, sagt Tom Ackermann. Die 
Patienten müssten darauf vertrauen können, 
dass Behandlungen „nur dort erfolgen, wo die 
bestmöglichen Voraussetzungen“ dafür gege-
ben sind.

„Nicht jedes Krankenhaus macht alles 
gleich gut“, ergänzt Matthias Mohrmann, Vor- 
standsmitglied der AOK Rheinland/Hamburg. 
Experten wüssten das und könnten entspre-
chend reagieren. Medizinische Laien seien 
hingegen auf eine verlässliche Unterstüt-
zung angewiesen. Mohrmann: „Für sie ist es 
erforderlich, dass die Krankenhausplanung 
künftig die Qualität zum Maßstab macht. Da-
durch ändern sich Versorgungsschwerpunkte 
und Rollen vieler Kliniken.“ Dennoch bleibe 
dabei eine flächendeckende Versorgung „ein 
unverrückbarer Eckpfeiler, gerade auf dem 
Lande“. <<

1) Link Gutachten: https://bit.ly/38LqNdd
2) Link Bericht: https://bit.ly/3naW81u

>> Im Zuge der vorgesehenen Cluster-Struk-
tur-Bildung sollten nach Ansicht der Kom-
missionsmitglieder „sektorenübergreifende 
Gesundheitszentren“ gebildet bzw. weiter-
entwickelt werden. Dabei soll nach Ansicht 
der 21 Enquete-Mitglieder mehrstufig vor-
gegangen werden. Zunächst sollte ein Aus-
schnitt des Clusters für eine solche modell-
hafte Erprobung ausgewählt werden, wobei 
in diesem Zusammenhang der Einzugsbe-
reich Greifswald/Wolgast/Usedom denkbar 
sei. Die Enquete-Kommission empfiehlt der 
Landesregierung weiterhin die rechtlichen 
und formalen Rahmenbedingungen auf der 
Bundesebene zu erwirken, die ein solches 
Cluster-Modell ermöglichen. Unabhängig da-
von sollte sich das Land auf der Bundesebene 
für die Anpassung der Rechtssetzung stark 
machen, die derartige Modelle einschließlich 
der damit verbundenen Rahmenbedingungen 
regulär ermöglichen würde.

Im Abschlussbericht wird auch das Gut-
achten „Zukunft der medizinischen Versor-
gung in Mecklenburg-Vorpommern“ erwähnt, 
das bereits im April dieses Jahres vom Ins-
titute for Health Care Business GmbH unter 
Leitung von Prof. Dr. Boris Augurzky vorge-
legt wurde. In diesem 120-Seiten-Werk wird  
unter anderem die Idee von Integrierten 
Gesundheitszentren (IGZ) propagiert, welche 
die Kommission als einen „nachhaltigen Lö-
sungsvorschlag“ ansieht, der langfristig die 
ambulante Versorgung in der Fläche sichern 
könne. Auch die dort vorgeschlagene Vernet-
zung mit Arztpraxen in der Peripherie und 
die Einbindung von Apotheken sei sinnvoll. 
Ebenso könnten die im Land bestehenden 
MVZ in eine solche Struktur eingebunden 
werden.

Eingebunden in die zu bildenden Cluster 
sollen die Funktion der IGZ die derzeitigen 
Krankenhäuser der Grund- und Regelversor-
gung übernehmen, die damit ihr Angebot 
erweitern könnten. Hierbei sei zu beachten, 
dass diese Krankenhäuser nicht nur über die 
Anzahl ihrer Betten, sondern auch wesent-
lich über ihre Funktionalität definiert, Be-
standteil der sektorenübergreifenden Versor-

MV setzt auf Regional Health Care
Im Juni dieses Jahres legte die Enquete-Kommission „Zukunft der medizinischen 
Versorgung in Mecklenburg-Vorpommern“ dem Landtag von Mecklenburg-Vorpom-
mern ihren Abschlussbericht (1) vor. Auf über 180 Seiten wird ein Empfehlungs-
Katalog entworfen, wobei einer der Hauptpunkte ist, die medizinische Versorgung 
für eine Cluster-Region modellhaft zu entwickeln und zu erproben. 

Grundzüge der neuen Cluster-Struktur-Bildung in Mecklenburg-Vorpommern

gung innerhalb einer „Regional Health Care“ 
werden. Dadurch würden auch bisherige klei-
ne Krankenhausstandorte nicht überflüssig, 
sondern sinnvoll in die flächendeckende Ver-
sorgung einbezogen. 

Die Idee der IDZ, die auf die Gesund-
heitszentren für primärärztliche Versorgung 
in Finnland zurückgehen, würden sich laut 
Gutachten (2) für Mecklenburg-Vorpommern 
anbieten, weil diese dem Grunde nach be-
reits in §19 und §21 des Landeskrankenhaus-
gesetzes angelegt seien. 

Anders als in Finnland, wo die fachärztli-
che Versorgung ausschließlich an den Kran-
kenhäusern stattfinde, sollten die Zentren 
in Mecklenburg-Vorpommern auch die fach-
ärztliche Versorgung mit abdecken können 
(„Gesundheitszentrum plus“). Zudem sollten 
– wie im Abschlussbericht erwähnt – klei-
ne Krankenhäuser der Grundversorgung in 
das Zentrum integriert werden, um damit 
ein ganzheitliches, sektorenübergreifendes 
Angebot der Grundversorgung zu schaffen, 
woraus dann ein „Integriertes Gesund-
heitszentrum“ entstehe. IGZ könnten, so die 
Gutachter, „die knappen Ressourcen besser 
nutzen“, wodurch sich die Stabilität der 
ländlichen Versorgung erhöhten.

Im Vergleich zum Status quo erwächst 
daraus nach Ansicht der Gutachter auch eine 
„neue Rolle für kleine Krankenhäuser“: Sie 
könnten dadurch eine größere Verantwor-
tung für die lokale Versorgung übernehmen. 
Die Rolle der IGZ sehen die Gutachter wiede-
rum darin, dass sie die medizinischen Ange-
bote in ihrem Umfeld managen und organi-
sieren sowie eng mit dezentralen Kümmerern 
zusammenarbeiten, die sich außerhalb des 
Zentrums befinden könnten.

Dabei müsse nicht jedes Zentrum auch 
eine stationäre Versorgungseinheit besitzen 
und zu einem vollwertigen IGZ werden. Viel-
mehr könnten auch entsprechende ambu-
lante „Außenstellen“ betrieben werden, die 
eng mit dem IGZ zusammenarbeiten. <<

1) Link Bericht: https://bit.ly/3tkGAcs 
2) Link Gutachten: https://bit.ly/3h4rzGT 


